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Die europäische Union wird nicht (mehr) von Politikern ge-
führt, die ein Verständnis von Geschichte haben, eine nüchterne 
Einschätzung der globalen Wirklichkeit oder auch nur gesun-
den Menschenverstand in Verbindung mit den langfristigen 
Zielen dessen, was sie führen. Falls es noch eines Beweises be-
durft hätte, ist der spätestens mit den Sanktionen erbracht, die 
sie vorige Woche beschlossen haben und die Russland bestra-
fen sollen. 

Ein Weg, ihre Dummheit zu ergründen, wäre, bei den Medien 
anzufangen, denn welche Ansicht oder welche Besorgnis die 
Politiker auch immer persönlich haben mögen, sie müssen 
wahrgenommen werden als diejenigen, die das richtige tun, 
und darum kümmern sich Fernsehen und Zeitungen 

In weiten Teilen der europäischen Union leitet sich das allge-
meine Verständnis der globalen Wirklichkeit seit dem schreck-
lichen Schicksal der Menschen an Bord des malaysischen Flug-
zeugs aus den Mainstream Zeitungen und Fernsehsendern ab, 
die die Herangehensweise der angloamerikanischen 
Mainstream-Medien kopiert und 'Nachrichten' präsentiert ha-
ben, in denen Andeutungen und Verunglimpfungen die saube-
re Berichterstattung ersetzen. 

Renommierte Publikationen wie die Financial Times oder das 
früher sehr angesehene niederländische NRC Handelsblad, für 
das ich sechzehn Jahre als Ostasien-Korrespondent gearbeitet 
habe, haben in diesen korrupten Journalismus nicht nur einge-
stimmt, sondern selbst dazu beigetragen, irrwitzige Feststel-
lungen zu verbreiten. Die Expertisen und Leitartikel die dabei 
herausgekommen sind, sind weiter gegangen als alle vorheri-
gen Beispiele fortgesetzter Medienhysterie, an die ich mich er-
innern kann, die für politische Zwecke angeheizt wurden. Das 
abscheulichste Beispiel, das mir über den Weg gelaufen ist, ein 
Anti-Putin-Aufmacher im Economist Magazine (vom 26. Juli), 
war vom Tonfall wie Shakespeares Heinrich der Fünfte, der 
seine Truppen vor der Schlacht von Agincourt einschwört, als 
er in Frankreich einmarschiert. 
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Man sollte immer daran denken, dass es keine europaweite Zei-
tung oder Publikation gibt, die eine europäische Öffentlichkeit 
bietet im Sinne einer Plattform für politisch interessierte Euro-
päer, um über große internationale Entwicklungen zu sinnieren 
oder zu debattieren. Weil diejenigen, die sich für Weltpolitik in-
teressieren, normalerweise die internationalen Ausgaben der 
New York Times oder der Financial Times lesen, sind Fragen 
und Antworten zu geopolitischen Fragestellungen in aller Regel 
dadurch geprägt oder zumindest stark beeinflusst, was die Re-
dakteure in New York und London für wichtig erachten. Ge-
danken, die davon signifikant abweichen, wie man sie jetzt in 
Der Spiegel, der Frankfurter Allgemeine Zeitung, Die Zeit und 
dem Handelsblatt finden kann, überschreiten die deutschen 
Grenzen nicht. Dementsprechend können wir keine Entwick-
lung erkennen von so etwas wie einer europäischen Meinung 
zu globalen Fragen, selbst wenn diese direkten Einfluss auf die 
Interessen der Europäischen Union haben. 

Die niederländische Bevölkerung wurde durch den Tod von 
193 Landsleuten (zusammen mit 105 Menschen anderer Natio-
nalitäten) in dem abgeschossenen Flugzeug rüde wachgerüttelt 
aus seiner allgemeinen Gleichgültigkeit hinsichtlich globaler 
Geschehnisse, und die nationalen Medien waren schnell dabei, 
in die von Amerika initiierten Schuldzuweisungen Richtung 
Moskau einzustimmen. Erklärungen, die nicht wenigstens ir-
gendwie die Schuld des russischen Präsidenten beinhalteten, 
schienen völlig tabu zu sein. Das stand im genauen Gegensatz 
zu den Statements eines nüchternen niederländischen Premi-
erministers, der unter beachtlichem Druck stand, auch in die 
Schuldzuweisungen einzustimmen, aber darauf beharrte, die 
gründliche Untersuchung der genauen Abfolge der Gescheh-
nisse abzuwarten. 

Die TV-Nachrichtensendungen, die ich in jenen Tagen direkt 
danach gesehen habe, hatten, neben anderen anti-russischen 
Kommentatoren, amerikanische, mit den Neokonservativen 
verbandelte Fachleute eingeladen, um einer verwirrten und 
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aufgewühlten Zuschauerschaft die Situation zu erschließen. Ein 
niederländischer Außenpolitik-Experte erklärte, dass weder der 
Außenminister noch sein Stellvertreter die Absturzstelle aufsu-
chen könnten (wie es malaysische Beamte taten), um die sterb-
lichen Überreste der niederländischen Staatsbürger zu bergen, 
weil das einer impliziten Anerkennung eines diplomatischen 
Status für die 'Separatisten' gleichkäme. Wenn aber die Europä-
ische Union en bloc ein Regime anerkennt, das durch einen von 
Amerika initiierten Staatsstreich an die  
Macht gekommen ist, dann muss man sich diplomatisch daran 

halten. 

Die Einheimischen und Anti-Kiew-Kämpfer an der Absturzstel-
le wurden mit Bildern aus Youtube als unkooperative Kriminel-
le porträtiert, was für viele Zuschauer einer Bestätigung von 
deren Schuld gleichkam. Dies änderte sich, als später Berichte 
von Journalisten vor Ort schockierte und zutiefst besorgte 
Dorfbewohner zeigten, aber die Diskrepanz wurde nicht erläu-
tert, und frühere Unterstellungen von Schurkereien wurden 
nicht abgelöst durch eine objektive Analyse, wofür diese Leute 
vielleicht überhaupt kämpfen. Tendenziöse Twitter- und Y-
outube-'Nachrichten' waren zur Grundlage der offiziellen nie-
derländischen Empörung über die Ostukrainer geworden, und 
eine allgemeine Stimmung machte sich breit, dass da etwas 
wieder geradegerückt werden müsse, was, so ebenfalls allge-
mein verbreitete Ansicht, durch eine große, landesweit im TV 
übertragene Inempfangnahme der menschlichen Überreste (die 
durch malaysische Vermittlung herausgegeben worden waren) 
in einer würdevollen, nüchternen und martialischen Zeremonie 
bewerkstelligt wurde. 

Nichts, das ich gesehen oder gelesen habe, hat auch nur ange-
deutet, das die Ukraine-Krise – die zum Staatsstreich und Bür-
gerkrieg geführt hat – von Neokonservativen und ein paar R2P-
Fanatikern („Responsibility to Protect“ - „Verantwortung zu 
schützen“) im Außenministerium und im Weißen Haus ange-
facht wurde, denen Präsident Obama offenbar freie Hand ge-
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lassen hatte. Die niederländischen Medien schienen sich auch 
nicht bewusst zu werden, dass die Katastrophe sofort zu einem 
politischen Spielball für die Zwecke des Weißen Hauses und 
des Außenministeriums umgedeutet wurde. Dass Putin wahr-
scheinlich Recht gehabt hat, als er sagte, dass die Katastrophe 
nicht passiert wäre, wenn man auf seinen Vorschlag eines Waf-
fenstillstands eingegangen wäre, wurde nicht in Erwägung ge-
zogen. 

Es war nämlich so, dass Kiew die Waffenstillstandsvereinba-
rung – am 10. Juni – gebrochen hat in seinem Bürgerkrieg gegen 
russisch-sprechende Ostukrainer, die nicht regiert werden 
möchten von einer Sammlung von Verbrechern, Abkömmlin-
gen ukrainischer Nazis und in den IWF und die EU verliebten 
Oligarchen. Die vermeintlichen 'Rebellen' haben geantwortet 
auf beginnende ethnische Säuberungen (systematische Terror-
Bombardierung und Gräueltaten – 30 oder mehr Ukrainer sind 
bei lebendigem Leib verbrannt), die Kiewer Truppen begangen 
haben, wovon wenig bis gar nichts in die europäischen Nach-
richtensendungen durchdrang. 
Es ist unwahrscheinlich, dass die amerikanischen NGOs plötz-
lich aus der Ukraine verschwunden sind, die öffentlich zugege-
bene fünf Milliarden Dollar für politische Destabilisierungs-
maßnahmen im Vorfeld des Februar-Putsches in Kiew ausge-
geben haben, oder dass amerikanische Militärberater oder Spe-
zialeinsatzkräfte unbeteiligt dabeigesessen haben, als Kiews Mi-
litär und Milizen ihre Bürgerkriegs- Strategie aufgemalt haben; 
die neuen Verbrecher hängen als Regime schließlich am finan-
ziellen Tropf von Washington, der Europäischen Union und 
des IWF. Wir wissen, dass Washington das fortlaufende Töten 
im Bürgerkrieg, das es ausgelöst hat, weiter befeuert. 

Aber Washington hat konstant die besseren Karten gehabt in 
einem Propagandakrieg gegen einen - ganz im Gegensatz zu 
dem, was uns die Mainstream-Medien glauben machen wollen 
- im Grunde unwilligen Gegner. Wellen der Propaganda kom-
men aus Washington, die das Bild eines Putin stützen sollen, 
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der, angetrieben und unterstützt von einem durch den Verlust 
des sowjetischen Imperiums erhöhten Nationalismus, versucht, 
die russische Föderation bis an die Grenzen jenes erloschenen 
Imperiums auszudehnen. Die abenteuerlicheren Expertisen, mit 
neokonservativem Fieber infiziert, lassen Russland als Bedro-
hung erscheinen, der den Westen umschließen will. So wird 
Europäern Glauben gemacht, Putin lehne Diplomatie ab, ob-
wohl er fortdauernd darauf gedrängt hat. So hat die vorherr-
schende Propaganda den Effekt gehabt, dass nicht Washing-
tons, sondern Putins Aktionen als gefährlich und extrem ange-
sehen werden. Jeder, der eine Story hat, die Putin oder Russ-
land in schlechtes Licht rückt, muss sich jetzt bewegen; nieder-
ländische Redakteure scheinen im Moment unersättlich. 

Zweifellos gibt es die Moskauer Propaganda, auf die häufig 
hingewiesen wird. Aber es gibt Wege für seriöse Journalisten, 
konkurrierende Propaganda abzuwägen und wahrzunehmen, 
wieviel Wahrhaftigkeit oder Lüge und Schwachsinn sie jeweils 
enthalten. In meinem Sichtbereich hat das lediglich in Deutsch-
land ein wenig stattgefunden. Im übrigen müssen wir uns die 
politische Realität zusammenstückeln, indem wir uns auf die 
jetzt mehr denn je unverzichtbaren amerikanischen Webseiten 
verlassen, die Whistleblowern und investigativem Journalismus 
alter Prägung eine Plattform bieten, welche speziell seit dem 
Beginn des 'war on terrorism' und der Invasion des Irak eine 
beständige Form des Samizdat-Publizierens bilden. 

In den Niederlanden wird fast alles, was vom Außenministeri-
um kommt für bare Münze genommen. Die amerikanische Ge-
schichte wirklich atemberaubender Lügen seit dem Zusam-
menbruch der Sowjetunion: über Panama, Afghanistan, Irak, 
Syrien, Venezuela, Libyen und Nordkorea; ihre Statistik ge-
stürzter Regierungen; ihre geheimen und unter falscher Flagge 
geführten Operationen; und ihre verstohlenen Besetzungen des 
Planeten mit einigen tausend Militärbasen, wird praktisch nicht 
mit in die Betrachtung einbezogen. Die Beinahe-Hysterie wäh-
rend der Woche nach dem Flugzeugabschuss hat verhindert, 
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dass Leute mit Wissen über einschlägige Geschichte ihren 
Mund aufmachten. Arbeitsplatzsicherheit ist in der heutigen 
Welt des Journalismus ziemlich wackelig, und gegen den Strom 
zu schwimmen käme fast einem Paktieren mit dem Teufel 
gleich, weil es die journalistische 'Glaubwürdigkeit' beschädi-
gen würde. 

Was einer älteren Generation seriöser Journalisten als fragwür-
dig an der Glaubwürdigkeit der Mainstream-Medien erscheint, 
ist die redaktionelle Interesselosigkeit für potentielle Anhalts-
punkte, die die offizielle Linie unterminieren oder zerstören 
könnten; eine Linie, die bereits die populäre Kultur durchdrun-
gen hat, wie man an Ex-und-Hopp-Bemerkungen zur Aus-
schmückung von Buch- und Filmbesprechungen und vielem 
mehr erkennen kann. In den Niederlanden ist die offizielle Li-
nie schon in Stein gemeißelt, wie zu erwarten ist, wenn sie 
zehntausende Male wiederholt wird. Man kann sie natürlich 
nicht einfach vom Tisch fegen, aber sie basiert nicht auf der 
Spur eines Beweises. 

Die Anwesenheit zweier ukrainischer Kampfflugzeuge in der 
Nähe der malaysischen Maschine auf dem russischen Radar 
wäre ein möglicher Hinweis, den ich interessant fände, wenn 
ich entweder als Journalist oder als Mitglied des offiziell von 
den Niederlanden geführten Untersuchungsteams zu tun hätte. 
Dieser schien bekräftigt zu werden von einem BBC-Bericht mit 
Augenzeugenberichten von Dorfbewohnern vom Boden aus, 
die ein anderes Flugzeug, einen Kampfflieger, kurz vor dem 
Zeitpunkt des Absturzes deutlich nahe bei dem Passagierflug-
zeug gesehen haben, und die Explosionen am Himmel gehört 
haben. Dieser Bericht hat zuletzt Aufmerksamkeit auf sich ge-
zogen, weil er aus dem BBC-Archiv entfernt wurde. Ich würde 
gerne mit Michael Bociurkiw sprechen, einen der ersten Inspek-
toren der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa (OSZE), der die Absturzstelle erreichte und mehr als ei-
ne Woche mit der Untersuchungen des Wracks beschäftigt war 
und CBC World News zwei oder drei „richtiggehend durch-
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siebte“ Teile des Flugzeugrumpfs beschrieben hat. „Es sieht fast 
aus wie eine Maschinengewehr-Salve; sehr, sehr starker Ma-
schinengewehr-Beschuss, der diese eindeutigen Spuren hinter-
lassen hat, die wir sonst nirgendwo gesehen haben.“ 

Ich würde sicher auch mal einen Blick werfen wollen auf die 
angeblich konfiszierten Radar- und Funkverkehrs-
Aufzeichnungen des Kiewer Flugsicherungs-Towers, um zu 
verstehen, warum der malaysische Pilot vom Kurs abdrehte 
und rapide sank kurz bevor das Flugzeug abstürzte, und her-
ausfinden, ob ausländische Flugsicherungs-Mitarbeiter in Kiew 
wirklich direkt nach dem Absturz nach Hause geschickt wur-
den. Wie die 'Veteran Intelligence Professionals for Sanity' 
würde ich sicherlich die amerikanischen Behörden mit Zugang 
zu Satellitenbildern dazu drängen, die Beweise zu zeigen, die 
sie zu haben behaupten für die BUK Flugabwehr-Einheiten in 
'Rebellenhand' und für russische Verstrickung, und ich würde 
sie fragen, warum sie das bisher nicht getan haben. Bisher ver-
hält sich Washington wie ein Autofahrer, der sich weigert, ei-
nen Alkoholtest zu machen. Nachdem Geheimdienstmitarbeiter 
einigen amerikanischen Zeitungen gegenüber ausgedrückt ha-
ben, dass sie nicht ganz so sicher sind über die amerikanischen 
Gewissheiten, die der Welt vom Außenminister mitgeteilt wur-
den, wäre meine Neugier unerbittlich. 

Um die europäische Medienloyalität Washington gegenüber in 
Sachen Ukraine und das sklavische Verhalten europäischer Po-
litiker ins rechte Licht zu rücken, muss man den Atlantizismus 
kennen und verstehen. Es ist ein europäischer Glaube. Er ist na-
türlich nicht zu einer offiziellen Doktrin geworden, funktioniert 
aber wie eine. Es ist gut zusammengefasst durch den nieder-
ländischen Slogan zur Zeit des Irakkriegs „zonder Amerika 
gaat het niet“ (ohne Amerika geht es nicht). Unnötig zu sagen, 
dass der Atlantizismus ein Kind des Kalten Krieges ist. Ironi-
scherweise hat er an Kraft gewonnen, als die Bedrohung durch 
die Sowjetunion für eine immer größere Zahl europäischer poli-
tischer Eliten immer weniger überzeugend wurde. Das war 
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wahrscheinlich eine Sache des Generationenwechsels: Je weiter 
vom Zweiten Weltkrieg entfernt, umso weniger erinnerten sich 
europäische Regierungen daran, was es heißt, eine unabhängi-
ge Außenpolitik in Bezug auf Themen globaler Größenordnung 
zu haben. Die aktuellen Regierungschefs der Europäischen 
Union haben keine Erfahrungen mit praktischen strategischen 
Erwägungen. Routinemäßiges Denken über internationale Be-
ziehungen und globale Politik ist tief in der Erkenntnislehre des 
Kalten Krieges verwurzelt. 

Das ruft unvermeidlich auch 'verantwortliche' Redaktionspoli-
tiken auf den Plan. Der Atlantizismus ist inzwischen ein 
schlimmes Gebrechen für Europa: er fördert die Geschichtsver-
gessenheit, absichtliches Wegsehen und gefährlich missver-
standene politische Wut. Aber er gedeiht auf einer Mischung 
aus noch immer unhinterfragten Gewissheiten aus der Ära des 
Kalten Krieges bzgl. Schutz, in der Allgemeinkultur veranker-
ten Kalter-Krieg-Loyalitäten, purer europäischer Ignoranz und 
einem verständlichen Widerwillen, einzugestehen, dass man 
auch nur ein kleines bisschen einer Gehirnwäsche unterzogen 
worden ist. Washington kann unerhörte Dinge tun und den At-
lantizismus dennoch intakt lassen wegen jedermann Vergess-
lichkeit, wogegen die Medien wenig oder nichts unternehmen. 
Ich kenne Niederländer, die die Verunglimpfung Putins anwi-
dert, aber der Gedanke, dass im Zusammenhang mit der Ukra-
ine die Schuldzuweisung an Washington gehen sollte, ist gera-
dezu inakzeptabel. Niederländische Publikationen können sich 
also, genau wie viele andere in Europa, nicht so positionieren, 
dass sie die Ukraine-Krise nüchtern betrachten, indem sie aner-
kennen, dass Washington sie ausgelöst hat und dass Washing-
ton wohl eher als Putin den Schlüssel zur Lösung in der Hand 
hält. Das würde sie zwingen, den Atlantizismus aufzugeben. 

Der Atlantizismus bezieht viel von seiner Stärke aus der 
NATO, seiner institutionellen Verkörperung. Der Grund für die 
Existenz der NATO, der mit dem Untergang der Sowjetunion 
hinfällig war, ist größtenteils vergessen. Im Jahre 1949 ins Le-
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ben gerufen, basierte die NATO auf dem Gedanken, dass eine 
transatlantische Zusammenarbeit bei Sicherheit und Verteidi-
gung notwendig geworden war angesichts des Kommunismus, 
der, orchestriert von Moskau, darauf aus war, den ganzen Pla-
neten zu erobern. Viel weniger wurde über das innereuropäi-
sche Misstrauen geredet, als die europäischen Staaten die ersten 
Schritte zu einer wirtschaftlichen Integration unternahmen. Die 
NATO stellte eine Art amerikanischer Garantie dar, dass keine 
europäische Macht jemals versuchen würde, die anderen zu 
beherrschen. 

Die NATO ist seit einiger Zeit eine Bürde für Europa, da sie die 
Entwicklung einer abgestimmten europäischen Außen- und 
Verteidigungspolitik verhindert und die Mitgliedsstaaten ge-
zwungen hat, dienende Instrumente des amerikanischen Mili-
tarismus zu werden. Sie ist auch eine moralische Last, denn die 
in der 'Koalition der Willigen' beteiligten Regierungen haben 
ihren Bürgern die Lüge verkaufen müssen, dass die in Irak und 
Afghanistan sterbenden europäischen Soldaten ein notwendi-
ges Opfer seien, um Europa sicher gegen Terroristen zu ma-
chen. Regierungen, die Truppen in von den USA besetzte Ge-
biete versendet haben, haben dies im allgemeinen mit beträcht-
lichem Zögern getan, wodurch sie sich den Vorwurf einer Reihe 
amerikanischer Offizieller eingehandelt haben, dass Europäer 
zu wenig für das gemeinsame Ziel der Verteidigung von De-
mokratie und Freiheit täten. 

Wie es für Ideologien typisch ist, ist der Atlantizismus ahisto-
risch. Als Medizin gegen die Qual einer fundamentalen politi-
schen Zweideutigkeit, erzeugt sie ihre eigene Geschichte: eine, 
die von amerikanischen Mainstream-Medien umgeschrieben 
werden kann, während sie die Botschaft aus Washington ver-
breiten. 

Dafür könnte es kaum eine bessere Veranschaulichung geben 
als die momentane niederländische Erfahrung. In den vergan-
genen drei Wochen habe ich in Gesprächen echte Überraschung 
angetroffen, wenn ich Freunde daran erinnert habe, dass der 
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Kalte Krieg diplomatisch beendet wurde mit einem Abkommen 
zwischen Gorbatschow und dem älteren Bush im Dezember 
1989 auf Malta, wo James Baker es geschafft hat, dass Gor-
batschow die deutsche Wiedervereinigung und den Abzug der 
Truppen des Warschauer Pakts akzeptierte gegen das Verspre-
chen, dass die NATO nicht auch nur um einen Zoll Richtung 
Osten erweitert würde. 

Gorbatschow verpflichtete sich, in Osteuropa keine Gewalt an-
zuwenden, obwohl er rund 350.000 russische Soldaten allein in 
Ostdeutschland hatte, im Gegenzug für Bushs Versprechen, 
dass Washington keinen Vorteil aus dem Rückzug der Sowjets 
aus Osteuropa ziehen würde. Bill Clinton brach diese amerika-
nischen Versprechen, als er aus rein wahltaktischen Gründen 
mit einer Ausweitung der NATO prahlte und 1999 die Tsche-
chische Republik und Ungarn zu Vollmitgliedern machte. Zehn 
Jahre später wurden neun weitere Länder Mitglieder, wodurch 
sich die Anzahl der NATO-Länder im Vergleich zum Kalten 
Krieg verdoppelt hatte. Der berühmte amerikanische Russ-
landspezialist, Botschafter George Kennan, Begründer der Con-
tainment - Politik im Kalten Krieg, nannte Clintons Schritt „den 
verhängnisvollsten Fehler amerikanischer Politik der gesamten 
Ära nach dem Kalten Krieg.“ 

Vom Atlantizismus angestiftete Geschichtsvergessenheit zeigt 
sich schmerzlich in der Behauptung, der ultimative Beweis in 
der Sache gegen Wladimir Putin sei seine Invasion der Krim. 
Hier wurde die politische Realität wieder von den amerikani-
schen Mainstream-Medien gemacht. Es gab keine Invasion, 
denn russische Matrosen und Soldaten waren bereits dort, da 
dort ja der „Warmwasser“ Heimatstützpunkt der russischen 
Marine ist. Die Krim war schon so lange ein Teil Russlands wie 
es die USA überhaupt gibt. 1954 gab Chruschtschow, der selbst 
aus der Ukraine kam, sie an die ukrainische sozialistische Re-
publik, was nicht mehr war, als eine Region einer anderen Pro-
vinz zuzuordnen, da Russland und die Ukraine ja zu demsel-
ben Land gehörten. Der russisch-sprechenden Krim-
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Bevölkerung war das ganz recht, sie stimmten in einem Refe-
rendum erst für die Unabhängigkeit vom Kiew-Regime, das 
das Ergebnis eines Staatsstreichs war, und anschließend für ei-
ne Wiedervereinigung mit Russland. 
Die, die meinen, dass Putin kein Recht hatte, so zu handeln, 
sind sich eines anderen Teils der Geschichte nicht bewusst, in 
dem die USA (Star Wars) Flugkörper-Verteidigungssysteme 
immer näher an die russischen Grenzen vorgeschoben hat, vor-
geblich um feindliche Geschosse aus dem Iran abzufangen, die 
es dort gar nicht gibt. Scheinheiliges Gerede über territoriale In-
tegrität und Souveränität ergibt unter diesen Umständen gar 
keinen Sinn, und wenn es aus einem Washington erklingt, das 
seinerseits das Konzept der Souveränität in seiner Außenpolitik 
längst verworfen hat, dann ist es geradezu grotesk. 
Ein abscheulicher atlantizistischer Zug war der Ausschluss Pu-
tins von den Treffen und anderen Veranstaltungen zur Erinne-
rung an die Landung in der Normandie, erstmals seit 17 Jahren. 
Die G8 wurden daraufhin zur G7. Gedächtnisschwund und Ig-
noranz haben die Niederländer blind gemacht für eine Ge-
schichte, die sie direkt angeht, denn die Sowjetunion hat das 
Herz aus der Nazi-Kriegsmaschine gerissen (die die Niederlan-
de besetzt hielt) zum Preis einer unvergleichlich und unvor-
stellbar hohen Zahl toter Soldaten; ohne das hätte es niemals 
eine Invasion in der Normandie gegeben. 

Vor nicht allzu langer Zeit sah es so aus, als ob die vollständi-
gen militärischen Katastrophen im Irak und in Afghanistan die 
NATO an einen Punkt brächten, an dem ihre unvermeidliche 
Auflösung nicht mehr weit entfernt schien. Aber die Ukraine-
Krise und Putins Entschiedenheit, zu verhindern, dass die Krim 
mit ihrer russischen Marinebasis möglicherweise in die Hände 
der Amerika-gehörenden Allianz fiel, war ein Geschenk des 
Himmels für diese taumelnde Institution. 

Die NATO-Führung hat zur Stärkung ihrer Präsenz bereits 
Truppen in die baltischen Staaten verlegt und Raketen und An-
griffsflugzeuge nach Polen und Litauen, und seit dem Abschuss 
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der malaysischen Maschine hat sie weitere militärische Bewe-
gungen vorbereitet, die zu gefährlichen Provokationen Russ-
lands werden könnten. Es ist klar geworden, dass der polnische 
Außenminister gemeinsam mit den baltischen Staaten, die alle-
samt nicht NATO-Mitglieder waren, solange man deren Exis-
tenzberechtigung noch verteidigen konnte, die starke treibende 
Kraft hinter diesen Aktionen sind. In der vorigen Woche hat 
sich eine Mobilisations-Laune breitgemacht. Bei den Bauchred-
nerpuppen Anders Fogh Rasmussen und Jaap de Hoop Scheffer 
kann man sich darauf verlassen, dass sie die Fernsehschirme 
übernehmen und über die Zurückhaltung der NATO-
Mitglieder schimpfen. Rasmussen, der aktuelle Generalsekretär, 
erklärte am 7. August in Kiew, dass die „Unterstützung [der 
NATO] für die Souveränität und territoriale Integrität der Uk-
raine unerschütterlich“ sei und dass er die Partnerschaft mit 
dem Land beim Gipfeltreffen der Allianz im September stärken 
will. Die Partnerschaft sei schon stark, sagte er, „und als Ant-
wort auf Russlands Aggression arbeitet die NATO umso enger 
mit der Ukraine an der Reformierung ihrer bewaffneten Trup-
pen und Verteidigungsinstitutionen.“ 

Währenddessen haben im amerikanischen Kongress 23 repub-
likanische Senatoren ein Gesetz eingebracht, das „Gesetz zur 
Verhinderung russischer Aggression“, das es Washington er-
lauben soll, die Ukraine zu einem Nicht-NATO-Alliierten zu 
machen, und das die Voraussetzungen schaffen könnte für ei-
nen direkten militärischen Konflikt mit Russland. Wir werden 
wahrscheinlich bis nach den Zwischenwahlen in Amerika war-
ten müssen, ehe wir sehen, was daraus wird, aber es dient 
schon als politische Entschuldigung für diejenigen in Washing-
ton, die die nächsten Schritte in der Ukraine einleiten wollen. 

Letztes Jahr im September hat Putin Obama geholfen, indem er 
es ihm möglich machte, die Forderungen nach einer Bombar-
dierung Syriens zu stoppen, auf die die Neokonservativen ge-
drängt hatten, und er hat auch geholfen, den Nukleardisput mit 
dem Iran zu entschärfen, ein weiteres Projekt der Neokonserva-
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tiven. Dies führte dazu, dass sich die Neokonservativen zu-
sammentaten, um die Putin- Obama-Verbindung zu zerbre-
chen. Es ist kein Geheimnis, dass die Neokonservativen sehn-
lichst den Sturz Putins wünschen und am Ende die Zerstücke-
lung der Russischen Föderation. Die Existenz zahlreicher 
NGOs, die in Russland daran arbeiten, ist in Europa weniger 
bekannt. Wladimir Putin könnte jetzt oder bald angreifen, um 
der NATO und dem amerikanischen Kongress zuvorzukom-
men, und die Ostukraine einnehmen - etwas, das er wahr-
scheinlich schon direkt nach dem Krim-Referendum hätte tun 
sollen. Das wäre in den Augen der europäischen Redakteure 
dann natürlich der Beweis für seine bösen Absichten. 

Im Lichte all dessen ist eine der schicksalhaftesten Fragen, die 
in Sachen Weltgeschehen zu stellen ist, die folgende: Was muss 
passieren, dass die Europäer aufwachen und erkennen, dass 
Washington mit dem Feuer spielt und aufgehört hat, der Be-
schützer zu sein, auf den sie sich bisher immer verlassen haben, 
und stattdessen ihre Sicherheit gefährdet. Wird der Moment 
kommen, in dem klar wird, dass es bei der Ukraine-Krise als al-
lererstes darum geht, Star Wars Raketen auf einem langen Ab-
schnitt der russischen Grenze in Stellung zu bringen, was 
Washington – in der wahnwitzigen Sprache der Nuklearstrate-
gen – die Möglichkeit eines 'Erstschlags' eröffnet? 

Älteren Europäern dämmert es, dass die Vereinigten Staaten 
Feinde hat, die nicht die Feinde Europas sind, weil sie sie aus 
innenpolitischen Gründen brauchen; um eine wirtschaftlich 
enorm wichtige Kriegsindustrie am Laufen zu halten und im 
Schnellverfahren die politische Eignung von Kandidaten für öf-
fentliche Ämter zu testen. Während Schurkenstaaten und Ter-
roristen als Ziele für 'gerechten Krieg' nie so richtig überzeu-
gend waren, könnte Putins Russland, so wie es von einer mili-
taristischen NATO dämonisiert wird, geeignet sein, den trans-
atlantischen Status Quo zu bewahren. Ich dachte vom ersten 
Moment an, als ich davon hörte, dass die Wahrheit über das 
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Schicksal des malaysischen Flugzeugs politisch determiniert 
würde. Die Blackboxen sind in London. In NATO-Händen? 

Es bleiben andere riesige Hindernisse für ein Aufwachen; Fi-
nanzialisierung und neoliberale Politik haben eine enge transat-
lantische Verflechtung plutokratischer Interessen erzeugt. Zu-
sammen mit dem atlantizistischen Glauben haben sie die politi-
sche Entwicklung der Europäischen Union verhindert und 
dadurch Europas Fähigkeit, unabhängige politische Entschei-
dungen zu treffen. Washington hat Großbritannien seit Tony 
Blair in der Tasche, und seit Nicolas Sarkozy kann man das 
mehr oder weniger auch über Frankreich sagen. 

Bleibt Deutschland. Angela Merkel war deutlich unglücklich 
mit den Sanktionen, machte am Ende aber mit, weil sie es sich 
mit dem amerikanischen Präsidenten gut halten will, und die 
USA als Eroberer im Zweiten Weltkrieg sitzt dank einiger Ab-
kommen noch immer an einem langen Hebel. Frank-Walter 
Steinmeier, der deutsche Außenminister, wies die Sanktionen 
im Fernsehen und in Zeitungsinterviews zurück und verwies 
auf den Irak und Libyen als Beispiele dafür, wohin Eskalation 
und Ultimaten führen, aber auch er drehte sich am Ende und 
fügte sich. 

Der Spiegel ist eine der deutschen Publikationen, die Hoffnung 
geben. Einer ihrer Kolumnisten, Jakob Augstein, greift die 
„Schlafwandler“, die den Sanktionen zugestimmt haben, an 
und verurteilt die Schuldzuweisungen seiner Kollegen an Mos-
kau. Gabor Steingart, Herausgeber des Handelsblatt, schimpfte 
gegen die „amerikanische Tendenz zu verbaler und dann mili-
tärischer Eskalation, zur Isolation, Dämonisierung und zum 
Angriff auf Feinde“ und folgert, dass der deutsche Journalis-
mus „innerhalb weniger Wochen von besonnen auf aufgeregt 
umgeschaltet hat“. Das Meinungsspektrum hat sich auf das 
Sichtfeld eines Scharfschützen verengt.“ Es muss in anderen 
Teilen Europas mehr Journalisten geben, die so etwas sagen, 
aber ihre Stimmen dringen nicht durch den Lärm der Schmä-
hungen. 
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Es wird wieder Geschichte geschrieben. Was Europas Schicksal 
entscheiden wird, ist, dass sich auch anständige Europäer - jen-
seits der Verteidiger des atlantizistischen Glaubens - nicht dazu 
durchringen können, an die Fehlfunktion und äußerste Unver-
antwortlichkeit des amerikanischen Staats zu glauben. 
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